
Víctimas y Restitución de Tierras,
2012) betroffen, das Opfern des
Konflikts volle Wiedergutmachung
inklusive Landrückgabe gewähren
sollte. Doch stattdessen liegen 44
polizeiliche Zwangsräumungsbe-
scheide vor, und Ende 2012 wer-
den die ersten Teile des Grund-
stükks zwangsgeräumt - ohne rich-
terliche Anordnung und in Aus-
übung übermäßiger Gewalt durch
die ESMAD. Daraufhin verlassen
einige Menschen El Tamarindo,
andere aber bleiben und setzen
ihren Kampf fort. Sie erhalten
Todesdrohungen von neo-paramili-
tärischen Gruppen und am 12. April
2013 wird der Sohn des Vizepräsi-
denten von ASOTRACAMPO er-
schossen. Die Organisation erklärt
das Land im April 2014 zum huma-
nitären Raum und versucht weiter-
hin, der Vertreibung zu widerste-
hen - ohne Erfolg.

Als also an jenem Dezembertag die
angekündigte Räumung Wirklich-
keit wurde, waren einige der

Gemeindemitglieder entsprechend
aufgelöst. Die Beamt_innen des
Bürgermeisteramtes gingen in
Begleitung von Vertreter_innen des
Ombudsmanns, den städtischen
Rechtsanwälten, der Behörde für
Opferbetreuung und Wiedergutma-
chung (UARIV) sowie Vertre-
ter_innen der Firma Inversiones
Agropecuarias SA von Haus zu
Haus und ordneten in den meisten
Fällen die Räumung der Häuser
an. Daraufhin wurde den Familien
erlaubt, ihr Hab und Gut aus den
Häusern zu holen, ehe alles nieder-
gewalzt wurde - vor den Augen
internationaler Beobachter_innen.
An diesem und dem darauffolgen-
den Tag wurden 11 Häuser zerstört,
während weitere 30 Familien bis
zum 18. Dezember eine Verlänge-
rung erhielten. Der 10. Dezember
war der internationale Tag der Men-
schenrechte, ein trauriges Symbol
für ein Land, das den Frieden ver-
kündet, so die Gemeindemitglieder.

Am 18. Dezember beschloss das
Verfassungsgericht Schutzmaß-
nahmen für die Gemeinde und ord-
nete an, dass den Mitgliedern der
Gemeinde El Tamarindo vor der
Zwangsräumung zumindest eine
vorübergehende menschenwürdi-
ge Unterkunft zur Verfügung ge-
stellt werden müsse.

Trotz des Urteils fand die endgülti-
ge Räumung am 23. Dezember
statt. Am letzten Tag der Räumung
erhielten die Mitglieder von El
Tamarindo entweder eine kleine
Geldsumme, ein Hektar Land oder
2 Monatsmieten für eine Unterkunft
in Barranquilla. Die meisten, die
Geld oder Miete erhielten, sind jetzt
in der Stadt Barranquilla verstreut.
Die neun Familien, die Land erhal-
ten haben, leben jetzt in einer
behelfsmäßigen Wohnstätte mit
sechs anderen Familien am Rande
von Luruaco, einer Gemeinde
näher an Cartagena. 2-3 Monate
erhielten sie Unterstützung von der
presbyterianischen Kirche.

Wir verbringen Tage in
einem kleinen Versamm-
lungsraum, die Hitze ist

für mich ungewöhnlich, noch dazu
da wir stundenlang sitzen und uns
konzentrieren. Aber ich darf mir kei-
ne Klagen erlauben, nicht vor den
Leuten des Komitees Boquerón,
einer Gemeinschaft im kolumbiani-
schen Bezirk Cesar. Hier werden
seit sieben Jahren die Verhandlun-
gen mit den Minengesellschaften
geführt, die die „unfreiwillige Um-
siedelung“, oder, wie ich es lieber
nenne, „die erzwungene Aussied-
lung“, betreffen. Seit sieben Jahren
versucht eine kleine Gemeinschaft
die grundlegenden Bedingungen
für eine Wiederansiedlung mit drei
der größten Minengesellschaften
der Welt auszuhandeln.

Die Internationale Organisation für
Migration (OIM) definiert Aussied-
lung als „zwangsweise Aussiedlung
einer Person aus ihrem Heim oder
ihrem Wunschland, besonders auf-
grund bewaffneter Konflikte oder
natürlicher Katastrophen“. Es ist
wichtig festzustellen, dass dieser
Begriff nicht jene Kriterien umfasst,
die auf die Gemeinschaft von
Boquerón zutreffen. Die OIM defi-
niert auch die gewaltsame Vertrei-
bung als „allgemeinen Begriff für
eine Wanderbewegung, die ein
Element der Nötigung beinhaltet.
Dies schließt die Bedrohung des
Lebens und des Lebensunterhalts
aufgrund natürlicher oder von Men-
schen verursachter Faktoren mit
ein.“

Genau das ist es! Die Gemein-
schaft von Boquerón sieht sich
gezwungen wegzuziehen, unter
Bedingungen, die ihr Leben bedro-
hen, verursacht durch Menschen,
und zwar durch private Unterneh-
men. Mir ist aber immer noch nicht
klar, was diese Unternehmen unter
„Entwicklungsprojekten“ verstehen.

Auf der Webseite des Kohle-
minenunternehmens Drummond
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Von 1985 bis 2014 wurden über
sechs Millionen Menschen in
Kolumbien gewaltsam vertrieben.
Damit weist das Land die weltweit
höchste Zahl an Binnenflüchtlin-
gen auf. Praktisch in allen
Gemeinden Kolumbiens (99%)
hat es Vertreibungen gegeben,
wobei heute Vertreibungen v.a. im
Norden und Westen des Landes
stattfinden. Von Vertreibungen
betroffen ist zu 87 Prozent die
Landbevölkerung, wobei viele
Menschen auch mehrfach vertrie-
ben wurden. 

Die Menschen flohen einerseits
vor den Kampfhandlungen und
der Gewalt der bewaffneten
Gruppen (Armee, Paramilitärs
und Guerilla), andererseits wer-
den Vertreibungen aber vor allem
gezielt für die Durchsetzung von
Interessen, zur Bereicherung und
als Mittel der Kriegsführung
gegen zivilgesellschaftliche Ak-
teur_innen eingesetzt.



Company Inc. wird erklärt Entwick-
lungsprojekte seien eine Verpflich-
tung „zur gesellschaftlichen Entwik-
klung durch verschiedene Projekte
wie Schulbau, Errichtung von Kran-
kenhäusern und die Finanzierung
von Weiterbildungszentren“. Und
weiter heißt es: „Drummond beach-
tet auf allen Ebenen die Auswirkun-
gen seiner Tätigkeiten auf Ange-
stellte, Kund_innen und Gemein-
schaften, in denen gearbeitet wird,
sowie auf die Umwelt“.

Es überrascht mich, dass diese
Aussagen nicht mit den Eindrücken
übereinstimmen, die ich in den
Tagen, in denen ich die Gemein-
schaft von Boquerón im Bergbau-
gebiet von Cesar begleitete,
gewonnen habe. Gemeinsam mit
meinem Kollegen Thomas Power
besuchte ich „Tierra Digna“ („Wür-
dige Erde“), eine Organisation, die
sich der Verteidigung jener
Gemeinschaften widmet, die von
wirtschaftlich ausbeuterischen Ent-
wicklungen, eingeleitet von priva-
ten Unternehmen wie Drummond
Company Inc., Colombia Natural
Resources (CNR) und PRODECO,
bedroht werden. Es sind diese drei
Gesellschaften, mit denen der Pro-
zess der Umsiedlung verhandelt
wird.

2010 hat die kolumbianische
Regierung die unfreiwillige Umsied-
lung der Gemeinde Boquerón
(etwa 1700 Personen) angeordnet.
Der Grund dafür war die Luftver-
schmutzung, verursacht durch den
Kohlestaub, den die Minen in die-
sen Gegenden erzeugen. Ende der
80er-Jahre hat die kolumbianische
Regierung den Vorschlag gemacht,
den Kohleabbau in großem Maß-
stab zu betreiben. Zu dieser Zeit
erwarb die Drummond Company
Inc. erste Rechte zum Kohleabbau

in der Karibikzone. Heute betreibt
sie in der Gemeinde Jagua de Ibiri-
co, in der auch die Gemeinde von
Boquerón lebt, eines der größten
Bergbauunternehmen des Landes.

Abholzungen, die Entstehung von
Kratern, giftige Chemikalien, die die
Flüsse - und so auch die örtlichen
Ressourcen - verschmutzen, aber
vor allem kleinste Kohlepartikel, die
sich in den Lungen der Bewohner-
_innen ablagern, verursachten
nicht nur Schäden an der Umwelt,
sondern haben auch gravierende
gesundheitliche Auswirkungen auf
die Bevölkerung. Der Giftpegel ist
so hoch, dass die Bewohner_innen
umsiedeln müssen. Nein, anders:
Die Bewohner_innen sehen sich
dazu gezwungen, ohne eine eige-
ne Entscheidung getroffen zu
haben, ihre Heimat und Wurzeln zu
verlassen, um an einem neuen Ort,
unter Bedingungen, die nach sie-
ben Jahren noch immer nicht
bekannt sind, zu leben. Die Ver-
handlungen mit den Unternehmen
gehen weiter. Noch ist kein Ende in
Sicht. 

Die erzwungene Migration bedroht
das Leben und dessen Grundla-
gen. Der Widerspruch zwischen
dem Begriff des „Entwicklungspro-
jekts“ und den Auswirkungen, die
diese Ausbeutungsprojekte der
internationalen Unternehmen ha-
ben, ist mir unverständlich.

Es geht nicht darum die Diskussion
auf eine einfache Positionierung für
oder gegen diese Unternehmen
herunterzubrechen. Es wäre zu
simpel, ja fast naiv, eine derartig
einfache Lösung anzustreben. In
allen Gemeinden, die wir im Rah-
men von Tierra Digna begleiteten,
in Jagua, Don Jaca und Boquerón,
konnten wir eine offene Einstellung

gegenüber den ausländischen
Gesellschaften feststellen. Das
änderte sich erst zu dem Zeitpunkt,
als sie sich von ihnen bedroht
sahen. Viele Menschen betonten
dennoch, nicht gegen die Kohlen-
minen und deren Ausbeutung zu
sein, sondern dass gerade das
Gegenteil der Fall sei. In der Ver-
gangenheit bestand die Hoffnung,
durch die neuen Unternehmen
neues wirtschaftliches Einkommen
zu generieren. Aber diese Hoffnung
ging vorbei.

Was bedeuten Entwicklungsprojek-
te nun? Für mich ist Entwicklung
das Recht auf gerechte Verteilung.
Wenn die Folge der Projekte
erzwungene Umsiedlung ist - d.h.
die Gemeinschaft, die das zuhause
repräsentiert, verlassen zu müs-
sen, weil die Gesundheit angegrif-
fen ist, weil die ökologischen
Ressourcen vergiftet wurden und
die Unternehmen, die all das verur-
sacht haben, zudem in keiner wür-
digen Weise ihre Verantwortung
wahrnehmen - dann stellt das eine
Verletzung der grundlegenden
Menschenrechte dar. 

Artikel 79 der kolumbianischen Ver-
fassung besagt, dass „alle Perso-
nen das Recht auf eine gesunde
Umwelt haben“. Es ist Zeit sich die
Sache anzuschauen, zu analysie-
ren und objektiv zu sein. Es ist Zeit
den eigenen Anspruch geltend zu
machen, der Teil jedes Entwick-
lungsprojekts sein sollte: das Recht
auf ein würdiges Leben.

Irene Benitez arbeitet als Pro-
grammkoordinatorin bei FOR Pea-
ce Presence in Kolumbien.

http://peacepresence.org
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